
seien. Unter Billigung dieser Erwägungen hat das 
Stadtgericht den Verklagten gemäß dem Klagantrag 
verurteilt.
Die Frage der Zulässigkeit des Rechtswegs ist von 
keiner Seite gestellt und im Urteil des Stadtgerichts 
nicht erörtert worden.
Gegen das Urteil richtet sich die form- und fristgerecht 
eingelegte Berufung des Verklagten.
Es beantragt, unter Abänderung des Urteils die Ver­
tragsstrafe auf 26 000 DM herabzusetzen.
Er führt unter Wiederholung seines früheren Vorbrin­
gens aus:
Die Güterabfertigung Z. habe keine Einwendungen 
gegen seine täglichen, jeweils 48 Stunden zuvor er­
statteten Bedarfsmeldungen erhoben, obwohl bereits 
am 29. November 1961 das genehmigte Kontingent er­
reicht gewesen sei. Dies Stillschweigen sei als Aner­
kenntnis zu werten.
Es sei ihm unmöglich gewesen, sich im Rahmen der 
Wagenzuteilung zu halten, ohne seinen Produktions­
ablauf zu gefährden; ferner würde die dann notwen­
dige Lagerung sehr hohe Kosten verursacht haben. Er 
hat weiter auf einen Schiedsspruch des Bezirks­
vertragsgerichts vom 15. November 1961 hingewiesen, 
in dem den Ansprüchen der Klägerin auf Vertrags­
strafe nur teilweise entsprochen worden ist, ins­
besondere deshalb, weil der Verklagte für die Ver­
tragsverletzungen in den Monaten Februar bis April 
1961, namentlich infolge Einstellung der Schiffahrt, 
nicht verantwortlich sei.
Auf den Hinweis des Obersten Gerichts, sich zur Frage 
der Zulässigkeit des Rechtswegs zu äußern, hat die 
Klägerin ausgeführt:
Es handelte sich nicht um Zuwiderhandlung gegen einen 
Transportraumvertrag, sondern gegen den zwischen den 
Parteien bestehenden Anschlußbahnvertrag. Nach § 7 
Abs. 3 ABA habe der Verklagte für jeden ohne ihre 
Genehmigung beladenen Güterwagen 200 DM zu 
zahlen. Wesentlich sei die Überschreitung der jewei­
ligen Zuweisung, mit der die Reichsbahn gemäß der 
Verordnung über die Be- und Entladung von Eisen­
bahngüterwagen vom 20. Juni 1952 (GBl. S. 491) jeweils 
kraft Bestellung des Verkehrsbeteiligten Güterwagen 
für einen bestimmten Tag bereitstelle. Die Zahlung 
von 200 DM für Güterwagen, die über den Rahmen 
der Zuweisung, also mißbräuchlich, beladen würden, 
sei ohne Rücksicht darauf zu leisten, ob der monatliche 
Transportraumplan als Ganzes eingehalten worden sei 
oder nicht. Trete das letztere ein, so sei hierfür eine 
besondere Vertragsstrafe zu zahlen, wie sie sie vor 
dem Vertragsgericht geltend gemacht habe. Darüber 
hinaus habe das Ministerium für Verkehrswesen — 
Abt. Recht —, die ihr Vorgesetzte Dienststelle, erklärt: 
Die Zulässigkeit des Rechtswegs ergebe sich aus § 28 
ABA, nach dem für Rechtsstreitigkeiten aus dem An­
schlußbahnvertrag das Gericht am Sitz der Reichsbahn­
direktion zuständig sei. Die Zuständigkeit des Ver­
tragsgerichts beschränke sich auf wechselseitige 
Beziehungen, die die Anforderung und Bereitstellung 
von Transportraum zum Gegenstand hätten. Nicht zu­
ständig sei das Vertragsgericht für Streitigkeiten über 
Transportleistungen, insbesondere aus Frachtverträgen, 
wie sie sich aus § 2 ABA ergäben.
Sie beantragt Zurückweisung der Berufung.
Der Verklagte hat demgegenüber unter Vortrag des 
Inhaltes seines Schriftsatzes vom 2. April 1962 erwidert: 
Durch den Erlaß der Transportverordnung (TVO) vom 
24. August 1961 sei eine völlig neue Rechtslage ent­
standen. Alle Beziehungen der am Gütertransport Be­
teiligten würden nunmehr nach den Grundsätzen des 
sozialistischen Wirtschaftsrechts organisiert.
Die nach § 7 Abs. 3 ABA geforderte Zahlung sei eine 
Vertragsstrafe. Es sei aber nicht möglich, daß es zwei 
Kategorien von Vertragsstrafen für denselben Tat­
bestand gebe.
Mit Einverständnis der Parteien ist die Verhandlung 
auf die Frage der Zulässigkeit des Rechtswegs be­
schränkt worden.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst sei, wenn dies auch sachlich für die Entschei­
dung des Senats keine Bedeutung hat, darauf hinge­
wiesen, daß es auch bei Unterstellung der Zulässigkeit 
des Rechtswegs unzweckmäßig erscheint, daß die Klä­
gerin ihre Ansprüche zunächst im Mahnverfahren 
geltend gemacht hat. Der Sinn eines Zahlungsbefehls 
kann nur darin bestehen, möglichst bald einen Schuld­
titel gegen einen Schuldner zu erlangen, von dem man 
annimmt, daß er seine Verpflichtung nicht bestreitet, 
aber aus Gründen, die seinem Zahlungswillen als 
solchem nicht entgegenstehen, z. B. aus Nachlässigkeit 
oder Mangel an Zahlungsmitteln, nicht erfüllt hat. Nur 
dann kann, insbesondere bei höheren Beträgen, er­
wartet werden, daß der Zahlungsbefehl keinem Wider­
spruch begegnet. Derartige Erwägungen scheiden aber 
gegenüber dem Verklagten völlig aus. Da er, auch 
nachdem Verhandlungen hierüber stattgefunden hatten, 
die Zahlung der geforderten Beträge ablehnte, war 
erwiesen, daß er die Forderung zumindest nicht in 
vollem Umfange für begründet hielt. Es war infolge­
dessen mit Sicherheit anzunehinen, daß er gegen den 
Zahlungsbefehl Widerspruch erheben werde, wodurch 
sich das Verfahren verlängern mußte, wie es auch 
geschehen ist.
Noch unrichtiger war es aber, daß das Stadtgericht sich 
in der Begründung seines Urteils nicht mit der Frage 
der Zulässigkeit des Rechtswegs befaßt hat. Der Streit 
ist aus wechselseitigen Beziehungen zweier volks­
eigener Betriebe hervorgegangen, die beide geltend 
gemacht hatten, daß eine von ihrer Auffassung ab­
weichende Benutzung der streitigen Güterwagen ernste 
Folgen für die Volkswirtschaft habe. Bei einer solchen 
Sachlage mußte die Zuständigkeit des Vertragsgerichts 
und damit die Unzulässigkeit des Rechtswegs minde­
stens in Betracht gezogen werden. Es war auch in je­
dem Falle zu erwägen, ob es sich nicht um einen Streit 
über die Erfüllung eines Transportraumvertrages han­
delte, bei dem der Rechtsweg zweifellos unzulässig ist. 
Die jetzt zu entscheidende Frage war allerdings 
zweifelhaft; wenn das Stadtgericht die Zulässigkeit des 
Rechtswegs für seine Entscheidung bejahte, so hätte 
es aber wenigstens seine Gründe hierfür angeben 
müssen.

Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Rechtswegs 
liegt aber nach § II GVG in der Fassung vom 1. Septem­
ber 1959 (GBl. I S. 756) den Gerichten, in diesem Sta­
dium also dem Obersten Gericht ob.
Es ist richtig, daß es einige Fälle gibt, in denen mate­
riell das Vertragsgesetz anzuwenden, verfahrensrecht­
lich aber der Rechtsweg gegeben ist. Die bloße Tat­
sache, daß die nach § 7 Abs. 3 ABA für die nicht 
genehmigte Beladung eines dem Anschließer über­
lassenen Güterwagens zu zahlenden 200 DM als Ver- 
tragsstx-afe bezeichnet werden, würde für sich allein 
nicht die Unzulässigkeit des Rechtswegs herbeiführen. 
Die Gerichte würden an sich auch nicht gehindert sein, 
diese Vertragsstrafe gern. §§ 82 und 83 des Vertrags­
gesetzes herabzusetzen, wenn sie die dort hierfür be­
stimmten Voraussetzungen als gegeben ansehen.
Nach § 9 Abs. 1 Ziff. 3 der Vertragsgerichtsverordnung 
(VGVO) vom 22. Januar 1959 (GBl. I S. 83) ist aber das 
Vertragsgericht zuständig, also der Rechtsweg ausge­
schlossen, wenn die Streitigkeiten zwischen volks­
eigenen Betrieben usw. die Anforderung und Bereit­
stellung von Transportraum zum Gegenstand haben. 
Dagegen ist für Streitigkeiten aus Frachtverträgen der 
Rechtsweg zulässig. Sie betreffen nicht die Bereitstel­
lung von Transportraum, sondern die Ausführung von 
Transporten, also insbesondere Ansprüche auf Trans­
portvergütung (Fracht), Schadensersatzansprüche wegen 
Beschädigung, Fehlleitung oder verspäteter Ankunft
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